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308 Fünfte Ausführungsverordnung 


zur Rechtsverordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände vom 10. Oktober 1933 
(G. Bl. S. 502) in der Faſſung der Rechtsverordnung vom 6. März 1934 (G. Bl. S. 132). 
Vom 11. Dezember 1934. 

Artikel J 

Auf Grund des $ 5 der Rechtsverordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände vom 
10. Oktober 1933 (G. Bl. S. 502) wird verordnet: 

Als hinter der Regierung ſtehend im Sinne des § 1 der Rechtsverordnung vom 10. Oktober 1933 
in der Faſſung der Rechtsverordnung vom 6. März 1934 gilt neben den in den Ausführungsverordnungen 
vom 24. Oktober 1933 (G. Bl. S. 509), 6. Januar 1934 (G. Bl. S. 10), 24. April 1934 (G. Bl. 
S. 297) und 22. September 1934 (G. Bl. S. 712) auch 

der Deutſche Reichskriegerbund „Kyffhäuſer“ 23. Landesverband Danzig. 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 11. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


309 11. Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen 
Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933. 
Vom 11. Dezember 1934. 
Auf Grund des $ 1 Stelle 61 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 278) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


- Artikel I 
Die Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 
(G. Bl. S. 444) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499) und der 
Abänderungen vom 18. und 19. September 1934 (G. Bl. S. 703, 707, 731) wird wie folgt ge⸗ 
ändert: 
1. Anſtelle der $$ 33 b, c und d treten folgende $$ 33 b, c, d, e und f: 
> om aoe : 8 33b f 
berſteigt der Betrag der vor dem 1. Auguſt 1933 entſtandenen in dem Antrag auf Ein⸗ 
leitung des Verfahrens bezeichneten oder rechtzeitig angemeldeten Schwimmſchulden (§ 23 Abſ. 1 
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und 2) die Grenzen von 15 vom Hundert des der Grundvermögensſteuerveranlagung zu Grunde 
zu legenden Grundſtückswertes, ſo iſt der Grundſtückseigentümer verpflichtet, einer vom Siedlungs⸗ 
amt zu beſtimmenden Stelle (Siedlungsunternehmer) eine ſpäter auszuwählende Landfläche bis 
zum Werte des die vorgenannte Grenze überſteigenden Betrages der Schwimmſchulden zur Bere 
fügung zu ſtellen. 

Von der Landhergabe kann abgeſehen werden, insbeſondere, wenn zu dem zu entſchuldenden 
Grundſtücke keine zur Beſiedlung geeigneten Landflächen gehören oder wenn die Landabgabe 
die erfolgreiche Bewirtſchaftung des Reſtgrundſtücks unmöglich machen würde. 


$ 330 
Auf Grund dieſer Verpflichtung zur Landabgabe (§ 33 b) hat der Grundſtückseigentümer die 
Landfläche, welche das Amtsgericht ſpäteſtens innerhalb 10 Jahren nach Beendigung des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens auszuwählen hat, zu einem vom Siedlungsamt zu beſtimmenden Zeit⸗ 
punkte dem Siedlungsunternehmer aufzulaſſen. Das Amtsgericht ſetzt nach Anhörung eines oder 
mehrerer Sachverſtändiger im Einvernehmen mit dem Senat der Freien Stadt Danzig den Ge⸗ 
genwert der aufzulaſſenden Landfläche feſt. 
Der Gegenwert wird auf die Schulden des Grundſtückseigentümers nach einem vom Amts⸗ 
gericht aufzuſtellenden Plan in Anrechnung gebracht. 


: § 33d 

Das Amtsgericht kann die Hypotheken, Grund- und Rentenſchulden ſowie Reallaſten auf das 
Reſtgrundſtück und die an den Siedlungsunternehmer abzugebende Landfläche verteilen, ſo daß 
jedes Grundſtück nur für den zugeteilten Betrag haftet. 

Eine Verteilung von Altenteilsrechten findet nicht ſtatt, wenn die Intereſſen der Berechtigten 
durch die Verteilung beeinträchtigt werden. In dieſem Falle wird die abzugebende Landfläche mit 
der Auflaſſung an den Siedlungsunternehmer von der Haftung für das Altenteil frei. 

Die Gläubiger der zu verteilenden Rechte ſind zu hören, ſie können jedoch der Verteilung nicht 
widerſprechen. Die Verteilung ſoll nach Maßgabe der vom Staate feſtgeſetzten Steuerwerte für 
landwirtſchaftliche Betriebe und Grundſtücke erfolgen. Sind dieſe nicht anwendbar, ſo iſt ein 
anderer geeigneter Maßſtab der Verteilung zu Grunde zu legen. Erforderlichenfalls iſt der 
Wert des Reſtgrundſtücks und des abzugebenden Grundſtücksteils durch eine beſondere Schätzung 
zu ermitteln. 

Der Siedlungsunternehmer haftet von dem Eigentumsübergang an für die unterverteilten 
Laſten des von ihm erworbenen Grundſtücksteiles. Hauptſchuldner, Mitſchuldner und Bürgen 
werden inſoweit frei. 

Soweit der Gegenwert für die abzugebende Landfläche durch Verteilung der dinglichen Laſten 
nach Abſ. 1 nicht belegt wird, iſt er auf den Rückgriffanſpruch der Staatlichen Treuhandgeſell⸗ 
ſchaft (§ 28) anzurechnen. Der Rückgriffanſpruch ijt entſprechend zu verteilen. 


§ 33 e 


Wird der Gegenwert ohne Verteilung der dinglichen Laſten ausſchließlich auf den Rückgriff⸗ 
anſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft in Anrechnung gebracht, ſo wird mit der Auflaſſung 
der abzugebenden Landfläche an den Siedlungs unternehmer die Landfläche von der Haftung fiir 
die auf dem abzugebenden Grundſtück laſtenden dinglichen Rechte, ſoweit dieſelben auf Geld⸗ oder 
Sachleiſtungen gerichtet ſind, frei. 

Wird in dieſem Falle bis zum 1. Januar 1959 die Zwangsverſteigerung des dem Grund- 
ſtückseigentümer nach der Auflaſſung verbleibenden Reſtgrundſtücks angeordnet und reicht der zu 
verteilende Erlös zur Befriedigung der dem Anſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft 
(§ 28 Abſ. 1) vorgehenden Berechtigten nicht aus, jo iſt die Staatliche Treuhandgeſellſchaft 
verpflichtet, den Fehlbetrag bis zur Höhe des für die Landabgabe angerechneten Wertes (§ 33 c) 
zur Teilungsmaſſe bar zuzuſchießen. 


§ 33 
Dem Gläubiger der an dem Grundſtück beſtehenden dinglichen Rechte ſteht aus Anlaß der 
Landabgabe und der mit ihr verbundenen gerichtlichen Anordnungen ein Kündigungsrecht nicht zu. 
2. Im 8 34 Abſ. 1 erhält Satz 3 folgende Faſſung: d | 


821 
Beſteht eine Verpflichtung zur Landabgabe, fo ift in dem Beſchluß der Betrag (§ 33 b) zu 
bezeichnen, bis zu welchem Land abzugeben iſt. 
3. § 38 Abſ. 1 Ziffer 7 erhält folgende Faſſung: 
„7. die nach $$ 33, 33 b, 33 c und 33 d zu treffenden Entſcheidungen.“ 
Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem 31. Oktober 1933 in Kraft. 


Danzig, den 11. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


310 Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung über die Ausbildung von Kraft⸗ 
fahrzeugführern vom 28. Februar 1934. 
Vom 6. Dezember 1934. 
Auf Grund des $ 7 des Geſetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 21. März 1929 
(G. Bl. S. 53) wird folgendes verordnet: 
Artikel I 
Im $ 3 Abſatz le der Verordnung über die Ausbildung von Kraftfahrzeugführern vom 28. 2. 
1934 (St. A. I Nr. 15 S. 82) kommt Ziffer 2 in Fortfall. 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Danzig, den 6. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


311 Rechts verordnung 
zur Abänderung der Rechtsverordnung über Waffen vom 30. Juni 1931 (G. Bl. S. 608). 
Vom 11. Dezember 1934. 
Auf Grund von § 1 Ziffer 9 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Die Rechtsverordnung über Waffen vom 30. Juni 1931 (G. Bl. S. 608) wird wie folgt geändert: 
Im § 1 erhält Abſ. 5 folgenden 2. Satz: 
„Als Hieb⸗ und Stoßwaffen gelten nicht Ausrüſtungsgegenſtände, die zur Uniform eines 
durch Rechtsverordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände vom 10. Oktober 
1933 geſchützten Verbandes gehören.“ 
Artikel II 
Dieſe Rechtsverordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 11. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


312 Verordnung 
zur Abänderung des Geſetzes über die juriſtiſchen Prüfungen und die Vorbereitung zum 
höheren Juſtizdienſt vom 6. Mai 1869. 
Vom 1. Dezember 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 22 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
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Artitel I 
Das Preußiſche Geſetz über die juriſtiſchen Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren Juſtiz⸗ 
dienſt vom 6. Mai 1869 (G. S. S. 656) wird wie folgt geändert: 
a) Der § 7 erhält folgende Faſſung: 

„Sie ſind während dieſer Vorbereikungszeit bei den Gerichten erſter und zweiter Inſtanz, 
bei der Staatsanwaltſchaft, bei Rechtsanwälten und Notaren und in der öffentlichen (ſtaat⸗ 
lichen oder kommunalen) Verwaltung zu beſchäftigen.“ 

b) In $ 8 iſt hinter dem Worte „Bürodienſtes“ einzufügen: „ſowie in der öffentlichen Ver⸗ 
waltung“. 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 1. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


313 Verordnung 
über Anderung von Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland 
(außer Deutſchlaad, Oſterreich und Polen). 


Vom 13. Dezember 1934. 


Vom 1. Januar 1935 ab werden einige Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer 
Deutſchland, Sſterreich und Polen) wie folgt anderweit feſtgeſetzt: 


Bee E EES 30 P 
Fur jene STL ey SA a d REN, 20 P 
Dean) Tin. IE Oe ̃ ꝗ ““, d rl 6 P 
Blindenſchriftſendungen für je 10008. . » » 2 2 nenn nn nn 3 P 
A jue je DUB si se ee ee ee 6 P 
mindestens BRETTEN IAE ERA 30 P 
Warenproben für je 50 AA 88 6 P 
MA = u. a eee ee 12 P 
Miſchſendungen Guſammengepackte Druckſachen, Warenproben u. Geſchäftspapiere) 
für je 50 ggg ð ß ñ]̃̃ ̃ ep irn — Sat 6 P 
mindeſtens, wenn die Sendung nur Druckſachen und Warenproben enthält 12 P 
' pn mndeſtenszs 8 30 P 
Päckchen (ſoweit nach einzelnen Ländern zugelaſſen) 5 
fr)) esa io ds ANA 20: 12 P 
11üü ¶ u ae rin us 
Rückſchein und Auszahlungsſchein 
a) falls bei der Einlieferung verlangt.. e + se * 30 P 
b) Talls-nadtraslih dene wee crs 50 P 
Eilzuſtellung bei Brieffendungen . . . » 2 2 nenne 60 P 
Sausichveiben os SL SP COR 8 50 
mzumellbatteitsmelding ggg Ber 50 P 


) Im Verkehr nach Ländern, die fic) damit einverſtanden erklärt haben, wird für beſtimmte Arten von Druckſachen 
eine ermäßigte Gebühr von 3 P für je 50 s erhoben. ; 

Die entſprechenden Angaben der Verordnung über Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland 
(ausſchließlich Deutſchland, Oſterreich und Polen) vom 24. Januar 1925 (G. Bl. S. 13) und der 
Verordnung über Anderung von Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (ausſchließlich Deutſch⸗ 
land, Oſterreich und Polen) vom 23. September 1925 (G. Bl. S. 254) und vom 12. April 1933 
(G. Bl. S. 163) treten gleichzeitig außer Kraft. n : 


Danzig, den 13. Dezember 1934. : 
Landespoſtdirektion der Freien Stadt Danzig 
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314 Verordnung 
zum Schutze des Leinenbootsgewerbes. 
Vom 20. No vember 1934. 
Auf Grund des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. 
S. 273) § 1 Ziffer 65 und 68 und § 2 wird hiermit mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 
Betriebe, die das Leinenbootsgewerbe betreiben wollen, dürfen bis auf weiteres nicht errichtet 
werden. 
: § 2 
Von dem Verbot können Ausnahmen zugelaſſen werden. Über den Antrag auf Erteilung einer 
Ausnahmegenehmigung entſcheidet der Senat endgültig. 
8 3 
Betriebe, die entgegen der Vorſchrift des § 1 errichtet worden ſind, hat die Polizeibehörde zu 
schließen. 
8 4 


Wer vorſätzlich oder fahrläſſig dem Verbot des § 1 zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe beſtraft. 


8 5 
Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 20. November 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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